[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Mündel auf der Flucht vor der Vormundschaftsbehörde
Sachverhalt

1. Par décision du 19 septembre 1996, M. X était mis sous conseil légal dans un autre canton. Par décision du 7 juin 2006 de la Chambre pupillaire de C., j'ai été nommé tuteur, au sens de l'art. 370 CC, du majeur X.  Ce dernier a recouru contre la décision de la Chambre pupillaire au Tribunal de district (appel rejeté le 24 août 2006), puis contre la décision du Tribunal de district au Tribunal fédéral (recours en réforme déclaré irrecevable le 4 octobre 2006). 


2. La décision du Tribunal fédéral a été communiquée au Tribunal de district, qui n'en a malheureusement pas informé la Chambre pupillaire. Ce n'est qu'après quelques mois que cette instance, s'étonnant de ne plus avoir de nouvelles, a contacté le Juge de district pour savoir si la décision était entrée en force et si je pouvais donc commencer mon mandat de tuteur, ce qui lui a été confirmé. 


3. Malheureusement, dans l'intervalle, X.  a retiré ses papiers de la commune de Conthey et a vraisemblablement élu domicile en France.


4. Il est précisé que X.  a 53 ans, est marié et père de deux enfants majeurs. Il dispose d’une formation professionnel qui permet en principe de gagner sa vie sans difficultés. Il a déjà échappé à de nombreuses reprises, par le passé, à un suivi tutélaire. Il s'installe dans une région, accumule des dettes conséquentes, et déménage lorsqu'il se sent "menacé" par des autorités de tutelle. Son comportement cause du tort à beaucoup de monde.


5. Mon problème est donc le suivant : Je ne peux, matériellement et géographiquement, exercer le mandat pour lequel j'ai été nommé. 

a. Qu'advient-il dès lors de ce mandat? 

b. Quelle responsabilité encourt un tuteur dans une telle situation? 

c. Quelles sont concrètement les possibilités de transférer un dossier en France, ou tout au moins d'informer les autorités de son lieu actuel de résidence? 

d. Par ailleurs, si cet individu décidait un jour de revenir en Suisse, comment pourrait-on s'assurer qu'il soit rapidement repéré et "encadré"?

Erwägungen

1. Dem Berufsungsentscheid des Tribunal H. vom 24 August 2006 lassen sich folgende zusätzlichen Fakten entnehmen:

a. Nach der Verbeiratung im Jahre 1996 ergab das Inventar einen Schuldenberg von Frs. 156'311.85.

b. Trotz vormundschaftlicher Betreuung schaffte es der Verbeiratete mit einem Monatseinkommen von rund Fr. 4'700, bis ins Jahr 2000 zu 114 Verlustscheinen mit einem Gesamtbetrag von Fr. 219'631.

c. Im Mai 2001 lagen 141 Verlustscheine und ein Schuldenberg von 240'353.50 vor.

d. Bis zum 18. Januar 2002 schaffte er es auf 161 Verlustscheine und Fr. 259'101 Schulden.

e. Am 5. März 2003 lagen 206 Verlustscheine und Fr. 315'882.35 Schulden vor, wobei das monatliche Erwerbseinkommen mittlerweile Fr. 5'200 betrug.

f. Nach einem Wohnsitzwechsel in einen andern Kanton und einer Massnahmeübertragung änderte sich nichts an der Schuldenwirtschaft: Im sommer 2006 lagen 285 Verlustscheine und eine Schuldensumme von Frs. 393'887.45 vor.  Monatlichen fallen im Durchschnitt für weitere Fr. 2'000 Verlustscheine an.

g. Die Schulden stammen in erster Linie von Steuern, Krankenkassenprämien und –rechnungen, aber auch Vergnügungsspesen wie Wein- oder Hotelrechnungen.
h. Aufgrund der permanenten Verschuldung sprach die zuständige Vormundschaftsbehörde am 7.6.2006 die gestützt auf Art. 370 ZGB verfügte Bevormundung aus, was es ermöglichen sollte, das Einkommen des Betreuten zu verwalten, was im Rahmen der Beiratschaft nicht möglich war. Allerdings ist X. seit zwei Jahren ohne Arbeitseinkommen und auch ohne Ersatzeinkommen, da er die Leistungen der Arbeitslosenkasse ausgeschöpft hat. 

i. Das Familieneinkommen soll zurzeit vom ältesten, 22-jährigen Sohn erwirtschaftet werden als Arbeiter bei den SBB. Allerdings laufen auch gegen diesen zahlreiche Betreibungen mit einem Totalbetrag von Frs. 54'000.-.


2. Das Berufungsgericht ist zum Schluss gelangt, dass die Massnahme notwendig und verhältnismässig sei, weil in Anbetracht der jahrelangen Misswirtschaft und der drohenden Sozialhilfeabhängigkeit nur eine rigorose Verwaltung der Familieneinkünfte Abhilfe verspreche. Zudem wurde vom Gericht in Betracht gezogen, dass auch ein Schutzbedürfnis für Dritte (Gläubiger) auf dem Spiel stehe. Auf eine gegen den Entscheid des Tribunal de H. eingereichte Berufung ist das Bundesgericht mangels Begründung nicht eingetreten. Damit ist davon auszugehen, dass die Massnahme rechtmässig errichtet wurde und am 24. September 2006 in Kraft getreten ist (Art. 54 OG).


3. Damit die errichtete Vormundschaft Dritten gegenüber geltend gemacht werden kann, muss sie nach dem 24. September 2006 mindestens einmal publiziert worden (Art. 375 ZGB). Dagegen ist die Publikation nicht massgebend für die Rechtskraft der Vormundschaft. Dabei spielt es keine Rolle, wenn der Entmündigte während des Verfahrens oder kurz danach die Schweiz verlassen hat. Massgeblich für die örtliche Zuständigkeit ist der Wohnsitz im Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens. Nach diesem bestimmt sich, wo das Verfahren durchgeführt und zum Entscheid gebracht wird, aber auch, wo die Massnahme unter Vorbehalt von Art. 377 ZGB geführt wird (Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 10 und 120 zu Art. 376 ZGB). Das bedeutet, dass die Wohnsitzgemeinde C. zuständig ist zur Führung der angeordneten Massnahme., und zwar unbesehen der Tatsache,dass Herr X. weggezogen ist.


4. Für den gewählten Vormund gelten grundsätzlich die Bestimmungen der Art. 385 ff. ZGB. Demnach hat die Vormundschaftsbehörde „mit aller Beförderung“ den Vormund zu bestellen („L’autorité tutélaire est tenue de nommer le tuteur sans délai.“) und ihm seine Ernennung schriftlich mitzuteilen. Ist er bestimmt, wird seine Wahl aber vom Bevormundeten angefochten, so hat er sein Amt trotzdem bei seiner Verantwortlichkeit vorläufig zu führen (Art. Art. 389 ZGB). 

Allerdings gilt die Pflicht zur vorläufigen Amtsführung nur, wenn die Vormundschaft rechtskräftig ist und der Vormund darüber in Kenntnis gesetzt worden ist. Sofern es notwendig wäre, schon vorher Geschäfte zu besorgen, müsste die Vormundschaftsbehörde eine vorläufige Fürsorge im Sinne von Art. 386 ZGB anordnen, was hier nicht geschehen ist. Der Vormund konnte deshalb seine Amtstätigkeit nicht aufnehmen, solange ihm der Entscheid des Bundesgerichts nicht mitgeteilt worden ist.

Im vorliegenden Fall hatte die Unterlassung des Bezirksgerichts nicht nur zur Folge, dass der Vormund in Unkenntnis der Rechtskraft der Massnahme blieb, es war zudem der Vormundschaftsbehörde auch nicht möglich, den Vormund nur Inventaraufnahme einzuladen (Art. 398 ZGB). Damit müssten allfällige Schäden vom Kanton verantwortet werden.


5. Es stellt sich die Frage, was der Vormund zu veranlassen habe, damit er seine Funktion wahrnehmen und dem Mündel den ihm zustehenden Schutz sicherstellen kann. 

a. Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der Bevormundete verheiratet und von seiner Familie umgeben ist. Seine Ehefrau, deren Verhalten nie Anlass zu behördlichen Beanstandungen gegeben hat und welcher offenbar nicht Misswirtschaft unterstellt wird, ist gemäss Art. 159 ZGB verpflichtet, das Wohl der Gemeinschaft zu wahren, und sie schuldet ihrem Ehemann Treue und Beistand. 

Die beiden Söhne trifft gestützt auf Art. 272 ZGB die Beistandspflicht, auch wenn ihnen gegenüber aufgrund der (ungewissen) Faktenlage die familienrechtliche Unterstützungspflicht gemäss Art. 328 ZGB nicht geltend gemacht werden kann, da sie nicht in günstigen wirtschaftlichen Verhältnissen zu stehen scheinen.

Aufgrund der familiären Situation ist deshalb nicht davon auszugehen, der Bevormundete sei aufgrund der zurzeit fehlenden Betreuung unmittelbar gefährdet. 


b. Der Entmündigte konnte sich durch seinen Wegzug nicht der behördlichen Betreuung entziehen, weil mit der Errichtung der Vormundschaft sein Wohnsitz am Domizil der Vormundschaftsbehörde begründet wird (Art.25 Abs. 2 ZGB). Das gilt auch für jenen Verheirateten, dessen Ehefrau einen Wohnsitz aufweist, der mit dem Sitz der Vormundschaftsbehörde nicht übereinstimmt, weil beide Ehegatten einen eignen Wohnsitz begründen können (BGE 115 II 120). Der Vormund kann kraft seiner Entscheidungsbefugnisse als gesetzlicher Vertreter bestimmen, wo sich der Entmündigte aufhalten darf. Allerdings wird durch die Vormundschaft der Schutz der verfassungsmässigen Niederlassungsfreiheit grundsätzlich nicht beschnitten, weshalb die Vormundschaftsbehörde einem Wohnsitzwechsel zustimmen muss (Art. 377 ZGB), wenn dieser den Zielen der Bevormundung dient (BGE 131 I 266). Diesfalls hat der Vormund alle fürsorgerischen Massnahmen sicherzustellen, damit der Entmündigte den Wohnsitzwechsel realisieren kann (Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 44 zu Art. 406).

c. Herr X. ist Schweizer Bürger und hält sich nach den Informationen des Vormundes in Frankreich auf. Ob er sich dort aufgrund des französischen Fremdenpolizeirechts niederlassen darf, scheint ungewiss. Es scheint deshalb angebracht, sich bei den örtlichen Aufenthaltsbehörden in Frankreich nach dem Aufenthaltsstatuts zu erkundigen. Die Auskunft wird ohne weiteres erhältlich sein, wenn sich der Vormund durch eine Ernennungsurkunde legitimiert.

Falls der Aufenthalt in Frankreich möglich und sinnvoll scheint, ist eine Eintragung im Repertoire civil zu veranlassen (Art. 1057 ff. Nouveau Code de Procédure civile français). Dazu ist ein Gesuch über die vormundschaftlichen Aufsichtsbehörden und die zuständigen Bundesbehörden an das Tribunal de Grande Instance de Paris einzureichen. Damit entfaltet die Vormundschaft auch in Frankreich seine Wirkung.

d. Damit der Vormund über die nötigen Informationen zur Erstellung des vormundschaftlichen Inventars verfügt, hat er sich vom bisherigen Beirat eine genehmigte Schlussrechnung vorlegen zu lassen und bei den Betreibungsbehörden einen aktuellen Auszug aus dem Betreibungsregister einzufordern. Weitere Informationen würde ich mir bei den Söhnen einholen, wobei es empfehlenswert scheint, diese Schritte in enger Zusammenarbeit mit der Vormundschaftsbehörde zu vollziehen (Art. 398 ZGB).

e. Ob eine Übertragung der Massnahme nach Frankreich sinnvoll ist, lässt sich zurzeit nicht beurteilen. Sofern eine Betreuung zur Zeit nicht möglich ist, dürfte sich die Arbeit des Vormundes auf die Sicherstellung der Krankenversicherung und der AHV-Beitragszahlungen beschränken, welche zulasten der Sozialhilfe zu geschehen haben, wenn kein Einkommen des Bevormundeten zur Verfügung steht. Falls der Bevormundete dagegen über ein unselbständiges Arbeitsverhältnis verfügt, kann vom Arbeitsgeber die Zuweisung des Lohnes verlangt werden.



6. Damit lassen sich die gestellten Fragen wie folgt beantworten:
a. Qu'advient-il dès lors de ce mandat? 
Die Vormundschaft ist rechtskräftig verfügt und begründet für Herrn X. am Sitz der Vormundschaftsbehörde Wohnsitz. An diesem Ort ist vorderhand auch die Vormundschaft zu führen. Herr X. verfügt zwar grundsätzlich auch nach der Entmündigung über die Niederlassungsfreiheit, er kann aber nur mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörden des bisherigen und des neuen Wohnortes seinen Wohnsitz wechseln (Art. 377 ZGB).

b. Quelle responsabilité encourt un tuteur dans une telle situation? 
Die Verantwortung des Vormundes beginnt mit Kenntnis der Rechtskraft der Entmündigung, die Pflicht zur vorläufigen Amtsführung (Art. 389 ZGB) besteht nur unter der Voraussetzung, dass die Massnahme rechtsgültig errichtet ist und der Vormund davon Kenntnis erhalten hat. Der Vormund hat von diesem Moment an  im Rahmen des Möglichen das Inventar zu erstellen, wozu ihm der genehmigte Schlussbericht des bisherigen Beirates und ein aktueller Auszug aus dem Betreibungsregister dienen können. Allenfalls sind die Söhne des Entmündigten zu befragen. 

Primäre Pflicht liegt in der Sicherstellung der Krankenversicherung und der AHV-Beitragszahlungen, welche über die Sozialhilfe finanziert werden müssen, wenn keine Mittel des Entmündigten zur Verfügung stehen.

Die Ehefrau trägt die eheliche Beistandspflicht mach Art. 159 ZGB und hat ihrerseits das zum Wohl der ehelichen Gemeinschaft Notwendige beizutragen.


c. Quelles sont concrètement les possibilités de transférer un dossier en France, ou tout au moins d'informer les autorités de son lieu actuel de résidence? 
Herr X. ist Schweizer Bürger. Ob er sich aufgrund des französischen Fremdenpolizeirechts in Frankreich niederlassen darf, scheint ungewiss. Es scheint deshalb angebracht, sich bei den örtlichen Aufenthaltsbehörden in Frankreich nach dem Aufenthaltsstatuts zu erkundigen. Die Auskunft wird ohne weiteres erhältlich sein, wenn sich der Vormund durch eine Ernennungsurkunde legitimiert.

Falls der Aufenthalt in Frankreich möglich und sinnvoll scheint, ist eine Eintragung im Repertoire civil zu veranlassen (art. 1057 ss. Nouveau Code de Procédure civile français), damit die Vormundschaft auch in Frankreich ihre Wirkung entfaltet. Dazu ist ein Gesuch über die vormundschaftlichen Aufsichtsbehörden und die zuständigen Bundesbehörden an das Tribunal de Grande Instance de Paris einzureichen. Welche Wege in concreto die wenigsten Umstände bereiten (via Departement für auswärtige Angelegenheiten an die Schweizer Botschaft oder via EJPD) ist über die kantonalen vormundschaftlichen Aufsichtsbehörden und das Bundesamt für Justiz, welches die internationale Rechtshilfe sicherstellt, abzuklären. 

d. Par ailleurs, si cet individu décidait un jour de revenir en Suisse, comment pourrait-on s'assurer qu'il soit rapidement repéré et "encadré"?
Wenn Herr X. in die Schweiz zurückkehrt, ändert dies nichts an der Tatsache, dass er unter Vormundschaft steht. Er ist in der Schweiz entmündigt, damit nicht handlungsfähig und kann daher auch keine gültigen Rechtsgeschäfte tätigen (Art. 17 ZGB). Falls er trotzdem aktiv ist, kann er aus unerlaubter Handlung schadenersatzpflichtig werden (Art. 19 Abs. 2 ZGB). Wenn er zudem Personen arglistig (astucieusement) zur Annahme verleitet, er sei handlungsfähig, und sich dadurch unrechtmässige Vorteile verschafft, riskiert er eine Strafverfolgung wegen Betrug (Art. 146 StGB).

Falls sich Herr X. nach seiner Rückkehr in die Schweiz beharrlich der vormundschaftlichen Betreuung entzieht, empfiehlt es sich, in enger Zusammenarbeit mit der Vormundschaftsbehörde die Ziele der Massnahme und den möglichen Mitteleinsatz zu definieren und festzulegen. Die methodischen und juristischen Grenzen solcher Mandate müssen sich an den Realitäten orientieren, wobei dem Vormund nicht Ziele zu setzen sind, welche mit den zivilrechtlichen Instrumenten des Vormundschaftsrechts nicht erreichbar sind. Zwar könnte sich die Vormundschaftsbehörde den Entmündigten nach erfolgloser Einladung zur Standortbestimmung und Inventarnachführung polizeilich zubringen lassen, damit ist man dem Erfolg der Massnahme kaum näher. Vielversprechender dürfte es sein, diesem Mann und seiner Frau einen Weg aus der Sackgasse aufzuzeigen, nach und nach das Vertrauen zu erlangen und vielleicht so zu einer „geordneten Lebensführung“ beitragen zu können. Möglicherweise wirken aber strafrechtliche Sanktionen mehr. Als Vormund werden Sie im Umgang mit dem Mündel vielleicht weitere Ansätze entdecken, die sich methodisch ausschöpfen lassen. Vielleicht wurde Ihnen aber auch eine mission impossible übertragen, dann reduziert sich das Mandat auf eine absolute Schadensminderung im Sinne von Ziff. 6 b hievor.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 1.9.2007
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